
ist, als auch der Parlamentarische Staatssekretär Misseiwitz, der 
ebenfalls inzwischen einen Termin mit ausländischen Gästen 
hat, nicht mehr dabei sein kann. Es war für beide nicht absehbar; 
denn an sich stand die Aktuelle Stunde gleich nach dem Mittag­
essen auf der Tagesordnung.

Der Staatssekretär kann morgen vormittag wieder anwesend 
sein. Ich frage Sie darum, ob Sie einverstanden sind, daß wir die­
se Aktuelle Stunde auf den morgigen Vormittag verschieben. 
Wir halten es für sachgemäß, wenn ein Vertreter bei dieser De­
batte direkt dabei ist.

Wer stimmt der Vertagung der Aktuellen Stunde von der heu­
tigen auf die morgige Tagesordnung zu? Den bitte ich um das 
Handzeichen. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der Stimme? 
- Zählen! Ich darf noch einmal fragen - ich hoffe, daß wir auf 
einen Hammelsprung verzichten können in dieser Angelegen­
heit. Wer ist dafür, daß die Aktuelle Stunde von heute auf mor­
gen vertagt wird? Den bitte ich um das Handzeichen. - Bitte 
schön, wer ist gegen die Vertagung? - Stimmenthaltungen? - 
Einige, die brauchen wir nicht zu zählen.

Ich gebe das Ergebnis bekannt, und Sie werden uns dann glau­
ben, daß wir das von hier oben nicht entscheiden konnten. Für 
die Vertagung haben 134 gestimmt, gegen die Vertagung 126. Da­
mit ist die Vertagung mit knapper Mehrheit beschlossen. Die Ak­
tuelle Stunde findet morgen statt. Ich kann diejenigen, die sehr 
beunruhigt sind, trösten: Wir haben den Zeitplan für morgen 
'.urchgerechnet, es ist möglich.

Wir fahren jetzt fort in der Beratung der Tagesordnungspunk­
te. Bitte schön.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Ich rufe auf Punkt 11 der Tagesordnung:

Antrag des Ministerrates
Gesetz zur Änderung des Familiengesetzbuches der DDR 
(1. Familienrechtsänderungsgesetz)
(1. Lesung)
(Drucksache Nr. 92)

Meine Damen und Herren! Bevor wir die Begründung des Ge­
setzes durch den Minister hören, möchte ich Sie um eine Korrek­
tur auf der Tagesordnung bitten. Der Überweisungsvorschlag 
lautet : Rechtsausschuß (federführend), Ausschuß Familie und 
Frauen sowie Arbeit und Soziales (mitberatend). Ändern Sie das 
bitte.

Zur Begründung des Gesetzentwurfes erteile ich dem Staats­
ekretär im Ministerium für Justiz, Herrn Nissel, das Wort.

Dr. Nissel, Staatssekretär im Ministerium der Justiz:

Herr Präsident! Verehrte Damen und Herren Abgeordnete! 
Mit dem 1. Familienrechtsänderungsgesetz werden unauf­
schiebbare Korrekturen zur Lösung von brennenden Wider­
sprüchen zwischen der gesellschaftlichen Realität und dem gel­
tenden Recht vorgenommen. Zugleich werden erste Schritte auf 
dem Wege zur Rechtsangleichung auf diesem Gebiet gegangen.

Änderungen des Familienrechts greifen tief in das Privatleben 
ein und beeinflussen die auf Dauer angelegten Beziehungen der 
Bürgerinnen und Bürger in Ehe und Familie nachhaltig. Daher 
muß jede Gesetzesänderung auf diesem Gebiet dem Gebot des 
Schutzes dieses Bereiches durch die staatliche Ordnung ebenso 
besonders Rechnung tragen wie der Wahrung des Vertrauens­
schutzes der Bürger in die Stabilität der sie betreffenden Rechte 
und Pflichten.

Der vorliegende Gesetzentwurf beseitigt sozialistische Erzie­
hungsvorgaben und darauf ausgerichtete staatliche Reglemen­
tierungen. An ihrer Stelle wurde von Formulierungen der Men­
schenrechte in UNO-Konventionen ausgegangen, so zum Bei­
spiel besonders von der Konvention über die Rechte des Kindes

vom 20. November 1989. Der Gesetzentwurf enthält zudem Rege­
lungen, die der in der Bundesrepublik geltenden Rechtslage na­
hekommen, so zum Beispiel zum ehelichen Güterrecht oder zum 
Namensrecht der Ehegatten.

Die bisher in verschiedenen Bestimmungen des Familienge­
setzbuches vorhandenen Aussagen über das Verhältnis der Fa­
milie zu Staat und Gesellschaft wurden in einer Bestimmung im 
§ 1 Abs. 2 konzentriert zusammengefaßt. Das Primat der Eltern 
bei der Erziehung ihrer Kinder wurde dabei hervorgehoben. Die 
Formulierung von humanistischen, in jeder pluralistischen Ge­
sellschaft akzeptablen Erziehungszielen folgt den Aussagen in 
der Präambel und den in Artikel 29 der Konvention über die 
Rechte des Kindes formulierten völkerrechtlichen Vorgaben.

Ein Schwerpunkt des Gesetzes ist eine erste Anpassung des 
Unterhaltsrechts an die Einführung der Marktwirtschaft. Hier 
ist vor allem auf die mit der Neufassung von § 29 Abs. 3 erfolgte 
Eröffnung der Möglichkeit hingewiesen, vom geschiedenen 
Ehegatten auch erst nach Rechtskraft der Scheidung, und zwar 
maximal bis zu 2 Jahren nach der Scheidung, Unterhalt zu ver­
langen, wenn im Ergebnis neuer, nachträglich auftretender Ent­
wicklungen Unterhaltsbedürftigkeit eintritt.

Zur Vermeidung grober Unbilligkeiten für potentielle, insbe­
sondere vor Inkrafttreten dieses Gesetzes geschiedene Unter­
haltsverpflichtete, die bei der Gestaltung ihres persönlichen Le­
bens nach der Scheidung davon ausgingen, daß sie zwar ihren 
Kindern, nicht aber den geschiedenen Ehegatten gegenüber un­
terhaltspflichtig sein würden, waren die Voraussetzungen für 
diesen Unterhaltsanspruch zu konkretisieren. Sie sind auf Fak­
toren beschränkt, die aus der Entwicklung der Verhältnisse wäh­
rend der Ehe oder aus der Ehescheidung resultieren. Zugleich 
ist die Zumutbarkeit einer solchen nachträglichen Unterhalts­
verpflichtung in die gerichtliche Prüfung einzubeziehen.

Den zu erwartenden Entwicklungen der Wirtschaft und den 
damit einhergehenden Veränderungen der persönlichen mate­
riellen Verhältnisse dient die Ermächtung des Ministerrates, 
durch Rechtsverordnung eine einheitliche Anpassung der Un­
terhaltsverpflichtungen für noch nicht volljährige Kinder vorzu­
nehmen, wie es in § 22 Abs. 8 vorgesehen ist. Von dieser Ermäch­
tigung wird dann Gebrauch zu machen sein, wenn sich die Un­
terhaltsbedürftigkeit der Kinder und die Leistungsfähigkeit des 
Unterhaltsverpflichteten verändern. Sowohl der Preisindex des 
für den zum Unterhalt von Kindern benötigten Warenkorbes als 
auch das durchschnittliche Nettoeinkommen werden sich in 
einer Richtung entwickeln, die derartiges Reagieren erforder­
lich machen.

Meine Damen und Herren Abgeordnete! Die bisher geltende 
Regelung des ehelichen Güterrechts des Familiengesetzbuches 
war und ist fortan geeignet, den Schutz des geringerverdienen­
den oder ausschließlich den Haushalt führenden Ehegatten auf 
dem Gebiet des Vermögens zu gewährleisten. Sie ist aber vor al­
lem unter marktwirtschaftlichen Bedingungen allein nicht mehr 
ausreichend. Insbesondere ist sie für die Ehe einer Unternehme­
rin bzw. eines Unternehmers untauglich. Die Neufassung von 
§ 14, die Einführung der Vertragsfreiheit und des Ehevertrages 
in das Güterrecht des Familiengesetzbuches, hat die Öffnung für 
deren Bedürfnisse zum Ziel. Zugleich erfordert sie, den Schutz 
des sozial schwächeren Ehegatten insoweit zu gewährleisten, als 
der Bestand des ehelichen Haushalts der Familie zu sichern ist 
und im Falle der Scheidung gegebenenfalls auch teilweise dem 
anderen Ehegatten übertragen werden kann.

Die Neufassung der §§27 und 46 sowie weitere Regelungen 
dienen der Milderung von seit Jahren aufgestauten Konflikten 
in bezug auf die Stellung des nicht erziehungsberechtigten El- 
temteiles - in der Regel bekannterweise der Vater -, insbesonde­
re auf dem Gebiet des Umgangs mit den Kindern. Sie betreffen 
weiter die Änderung von Entscheidungen über das Erziehungs­
recht und des Familiennamens von Kindern aus geschiedenen 
Ehen sowie die Einwilligung zur Adoption.

Mit der jetzt vorgeschlagenen Umgangsregelung wird der 
Orientierung aus der Konvention über die Rechte des Kindes, 
Artikel 9 Abs. 3, Rechnung getragen und die Einführung der Sub-
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